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Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Berufung einer unabhängigen Kommission zum 
Schutze der Bevölkerung vor Radioaktivität 


Der Bundestag wolle beschließen : 

L Die Bundesregierung wird ersucht, eine unabhängige Kommission 
von Naturwissenschaftlern und Medizinern zu berufen, die be- 
auftragt wird, 

a) für die deutsche Öffentlichkeit einen Bericht über die derzeitige 
tatsächliche Lage hinsichtlich medizinischer und genetischer 
Gefährdung der Bevölkerung der Bundesrepublik infolge der 
Strahlungen radioaktiver Substanzen und anderer Strahlen- 
quellen zu erarbeiten, soweit das nach dem gegenwärtigen 
Stand der wissenschaftlichen Erkenntnis möglich ist, 

b) die Maßnahmen vorzuschlagen, die geeignet sind, unser Wissen 
über die medizinischen und genetischen Gefahren dieser Strah- 
lungen auf einen möglichst hohen Stand zu bringen, 

c) unaufgefordert Bundesregierung und Bundestag über die Ge- 
fahren zu unterrichten, die sich bei einer eventuellen weiteren 
Steigerung der Atomwaffenversuche hinsichtlich Anzahl, Größe 
und Art der verwendeten Bomben ergeben. 

n. a) Die Mitglieder dieser unabhängigen Kommission sind vom 
Bundespräsidenten zu ernennen. Das Vor Schlags recht steht zu: 

für je 2 Mitglieder der Bundesregierung, dem Bundestag und 
dem Bundesrat, 

für je 1 Mitglied den kommunalen Spitzenverbänden, den 
Gewerkschaften und der gewerblichen Wirtschaft, 

für 6 Mitglieder der Rektorenkonferenz. 
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b) Die Kommission leitet ihre Berichte und Stellungnahmen der 
Bundesregierung und dem Bundestag direkt und gleichzeitig zu. 
Die abweichende Auffassung einer Minderheit oder einzelner 
Mitglieder der Kommission ist auf ihren Wunsch den Berichten 
und Stellungnahmen beizufügen. 

c) Es sind die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, daß der Kommission alle Mittel zur Verfügung stehen, 
die sie zur Durchführung ihrer Aufgaben benötigt. 


Berlin, den 9. Oktober 1956 


Ollenhauer und Fraktion 



